Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1444 


Antrag 

der Abgeordneten Arndgen, Dr. Schmid (Frankfurt), 
Kühn (Bonn), Dr. Schneider (Lollar) und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Gesetzes über die Entschädigung 
der Mitglieder des Bundestages 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen; 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Entschädigung der Mitglieder 
des Bundestages vom 27. Mai 1958 (Bundesgesetzbl. 
I S. 379) wird wie folgt geändert; 

1. Das Gesetz erhält folgende überschritt: 

„Gesetz über die Entschädigung sowie über die 
Alters-, Invaliditäts- und Hinterbliebenenver- 
sorgung der Mitglieder des Bundestages". 

2. Vor § 1 wird folgende Zwischenüberschrift ein- 
gefügt: 

„ERSTER ABSCHNITT 
Entschädigung" 

3. In § 1 1 werden hinter dem Wort „Ausführungs- 
bestimmungen" die Worte „zu §§ 1 bis 10" ein- 
gefügt. 

4. Nach § 11 wird eingefügt: 

„ZWEITER ABSCHNITT 

Alters-, Invaliditäts- und Hinterbliebenenvcr- 
sorgung" 

§ 12 

Den Mitgliedern und ehemaligen Mitgliedern 
des Bundestages sowie deren Hinterbliebenen 
wird eine Alters-, Invaliditäts- und Hinterblie- 
benenversorgung nach Maßgabe der §§ 13 bis 
24 gewährt. 


§ 13 

Zu den Leistungen gemäß § 12 entrichten die 
Mitglieder des Bundestages, solange sie Auf- 
wandsentschädigung oder Ubergangsgeld nach 
§ 1 beziehen, einen monatlichen Beitrag in Höhe 
von 15 vom Hundert der Aufwandsentschädi- 
gung oder des Übergangsgeldes. Er wird von 
diesen Bezügen einbehalten. 

§ 14 

Mitglieder des Bundestages, die ohne die in 
diesem Gesetz vorgesehene Versorgung eine ent- 
sprechende Altersversorgung auf andere Weise 
erlangen, können beantragen, daß sie von der 
Teilnahme an der Altersversorgung befreit wer- 
den. Dieser Antrag ist nur zulässig innerhalb 
eines Monats nach dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes, später jeweils einen Monat nach dem 
Erwerb der Mitgliedschaft im Bundestag. 

§ 15 

(1) Ein ehemaliges Mitglied des Bundestages, 
das für mindestens sechsundneunzig Monate 
Beiträge gemäß § 13 geleistet hat, erhält nach 
dem Ausscheiden aus dem Bundestag, frühestens 
nach Ablauf der Zeit, für die Übergangsgeld 
gewährt wird, eine Altersrente, wenn es das 
65. Lebensjahr vollendet hat; wird das 65. Le- 
bensjahr später vollendet, beginnt die Alters- 
versorgung mit dem Ersten des auf die Voll- 
endung des 65. Lebensjahres folgenden Monats. 

(2) Die Altersversorgung beträgt nach min- 

destens sechsundneunzig Bcitragsleistungen 
gemäß § 13 40 vom Hundert der jeweiligen 
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Aufwandsentschädigung. Sie erhöht sich für je 
volle zwölf Monate des weiteren Bezugs der ^ 
Aufwandsentschädigung oder des Übergangs- 
geldes um 2,5 vom Hundert bis zur Höchstgrenze 
von 50 vom Hundert. | 

I 

(3) Die Altersversorgung fällt weg, wenn ihr , 
Bezieher wieder Mitglied des Bundestages wird. 
Nach erneutem Ausscheiden wird die Altersver- 
sorgung neu festgesetzt; dabei sind sämtliche 
Zeiten zu berücksichtigen, für die das Mitglied 
aufgrund früherer Mitgliedschaft im Bundestag i 
Aufwandsentschädigung oder Ubergangsgeld be- 
zogen und die entsprechenden Beiträge geleistet 
hat. 

(4) Zeiten der Mitgliedschaft im Wirtschafts- 
rat oder Parlamentarischen Rat werden zur Er- 
langung des Anspruchs auf Altersversorgung 
berücksichtigt; sie wirken jedoch nicht leistungs- 
steigernd. 

§ 16 

(1) Wird ein Mitglied oder ein ehemaliges 
Mitglied des Bundestages infolge körperlicher 
oder geistiger Gebrechen unfähig, seine 
Tätigkeit als Abgeordneter oder seine bisherige 
Berufstätigkeit, oder eine andere seinen Kennt- 
nissen und Fähigkeiten entsprechende Tätigkeit 
auszuüben (Invalidität), so erhält es für die 
Dauer der Invalidität eine Invaliditätsrente nach 
Maßgabe der Absätze 2 bis 4. Das Mitglied oder 
das ehemalige Mitglied hat die Invalidität durch ■ 
amtsärztliches Gutachten nachzuweisen. Es ist ; 
verpflichtet, sich nach Ablauf von jeweils zwei 
Jahren einer amtsärztlichen Untersuchung zu t 
unterziehen. Läßt das Mitglied die Untersuchung 
nicht durchführen, ruht die Rente. 

(2) Tritt die Invalidität während der Mitglied- ! 
Schaft zum Bundestag ein, so beträgt die Inva- | 
liditätsrente mindestens 40 vom Hundert der ' 
Aufwandsentschädigung. Hat das Mitglied des | 
Bundestages mehr als sechsundneunzig Monate j 
die Aufwandsentschädigung oder das Ubergangs- 
geld bezogen und die entsprechenden Beiträge 
geleistet, so erhöht sich die Rente für je volle i 
zwölf Monate des weiteren Bezugs der Auf- 
wandsentschädigung oder des Übergangsgeldes 
um 2,5 vom Hundert bis zur Höchstgrenze von 
50 vom Hundert. Die Zahlgng beginnt mit dem 
Ersten des Monats, für den keine Aufwandsent- 
schädigung und keine Übergangsgelder mehr 
gezahlt werden. 

(3) Tritt die Invalidität nach Beendigung der 
Mitgliedschaft zum Bundestag ein, so wird eine 
Invaliditätsrente nur gewährt, wenn das ehe- 
malige Mitglied des Bundestages für mindestens 
sechsundneunzig Monate Aufwandsentschädi- 
gung oder Ubergangsgeld bezogen und die ent- 
sprechenden Beiträge geleistet hat. Die Invalidi- 
tätsrente beträgt 40 vom Hundert der jeweiligen 
Aufwandsentschädigung und erhöht sich für jede 
weiteren zwölf Monate des Bezugs der Auf- 
wandsentschädigung oder des Übergangsgeldes 
um 2,5 vom Hundert bis zur Höchstgrenze von 
50 vom Hundert der Aufwandsentschädigung, i 


Die Zahlung beginnt mit dem Ersten des Monats, 
in dem der Antragsteller den Eintritt der Inva- 
lidität dem Präsidenten des Bundestages gemäß 
Absatz 1 Satz 2 nachgewiesen hat. 

(4) Ist die Invalidität die Folge eines auf 
äußere Einwirkung beruhenden plötzlichen, ört- 
lich und zeitlich bestimmbaren, einen Körper- 
schaden verursachenden Ereignisses (Unfall), 
wird eine Invaliditäts- oder Altersversorgung 
nur gewährt, wenn das Mitglied oder das ehe- 
malige Mitglied die ihm aufgrund des Unfalls 
gemäß § 8 zustehenden Abfindungs- oder Ren- 
tenansprüche an den Bundestag abtritt. Durch 
Inanspruchnahme von Abfindungen oder Ren- 
tenleistungen für Vollinvalidität aus der Unfall- 
versicherung gemäß § 8 erlöschen die Ansprüche 
nach Absatz 2 oder 3. Erhält ein Mitglied von 
der Unfallversicherung aufgrund eines Unfalls, 
der nur eine Teilinvalidität im Sinne der Un- 
fallversicherungsbestimmungen verursachte, eine 
Rente, wird diese auf die Invaliditätsrente nach 
diesem Gesetz angerechnet. Hat ein Mitglied 
von der Unfallversicherung eine Teilabfindung 
bezogen, so wird der Betrag einbehalten, den 
das Mitglied monatlich als Rente von der Un- 
fallversicherung erhalten hätte, wenn nicht Ab- 
findung erfolgt wäre. 

§ 17 

Die §§ 162 und 167 des Bundesbeamtengeset- 
zes gelten für die Alters- und Invaliditätsrente 
entsprechend. 

§ 18 

Die Hinterbliebenep eines Mitglieds des Bun- 
destages erhalten Hinterbliebenenversorgung 
nach den sinngemäß anzuwendenden §§ 123 bis 
132, 162 und 167 des Bundesbeamtengesetzes mit 
folgenden Maßgaben: 

1. Stirbt ein Mitglied während seiner Zugehö- 
rigkeit zum Bundestag, erhalten die Hinter- 
bliebenen - ohne Rücksicht auf die Zeit der 
Mitgliedschaft nach Ablauf der Monate, für 
die Sterbegeld gezahlt wird, Hinterbliebenen- 
versorgung. Die Bemessungsgrundlage ist, 
wenn noch nicht sechsundneunzig Monate des 
Bezugs der Aufwandsentschädigung oder des 
Übergangsgeldes erreicht und die entspre- 
chenden Beiträge geleistet sind, die Mindest- 
altersrente, im anderen Fall die Altersrente, 
auf die der Verstorbene nach Vollendung des 
65. Lebensjahres Anspruch gehabt hätte. 

2. Hinterbliebene von ehemaligen Mitgliedern 
des Bundestages erhalten Hinterbliebenen- 
versorgung nur, wenn der Verstorbene Al- 
tersrente bezogen hat oder Anspruch auf 
Altersrente nach Vollendung des 65. Lebens- 
jahres gehabt hätte. Bemessungsgrundlage ist 
die Altersrente. 

§ 19 

(1) Ehemalige Mitglieder können die Erstat- 
tung von 75 vom Hundert der von ihnen gelei- 
steten Beiträge innerhalb einer Frist von fünf 
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Jahren nach Ausscheiden aus dem Bundestag be- 
antragen. Machen sie von diesem Recht Ge- 
brauch, erlöschen bisher erworbene Ansprüche 
und Anwartschaften. Bei einem Wiedereintritt 
in den Bundestag müssen die Voraussetzungen j 

gemäß § 15 von neuem erfüllt werden. i 

(2) Hinterbliebene im Sinne des § 9 können | 
die Rückerstattung von 75 vom Hundert der ge- 
leisteten Beiträge verlangen, wenn sie keine An- 
sprüche aus diesem Gesetz erworben haben. Die 
Antragstellung muß spätestens innerhalb eines 
Jahres nach dem Ableben des ehemaligen Mit- 
glieds erfolgen. : 

I 

§ 20 ' 

Leistungen nach den §§ 15, 16 und 18 werden i 
nur insoweit gewährt, als sie zusammen mit an- 
deren laufenden Bezügen aus öffentlichen Mit- 
teln 50 vom Hundert des Höchstruhegehalts 
eines Beamten der Besoldungsgruppe B 11 nicht 
überschreiten. 

§ 21 

Auf Ansprüche aus diesem Gesetz kann für 
die Dauer oder auf Zeit verzichtet werden; sie 
sind jedoch nicht übertragbar. 
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§ 22 

Übergangsbestimmungen 

(1) Für ehemalige Mitglieder des Bundestages 
sowie für solche Mitglieder des Bundestages, deren 
Mitgliedschaft bis 31. Dezember 1961 endet, und 
ihre Hinterbliebenen gelten die §§ 15, 16 und 18, 
wenn mindestens achtundvierzig Monatsbeiträge 
gemäß § 13 geleistet worden sind oder nachträg- 
lich geleistet werden. 

(2) Im anderen Falle werden die fehlenden 
Beiträge so lange von der Alters- oder Invali- 
denrente abgezogen, bis diese Voraussetzung 
erfüllt ist; dies gilt jedoch nicht für die Hinter- 
bliebenen im Sinne des § 18. 

§ 23 

Der Präsident kann im Benehmen mit dem 
Vorstand des Deutschen Bundestages Ausfüh- 
rungsbestimmungen erlassen." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1960 in Kraft. 


Bonn, den 2. Dezember 1959 


Arndgen 

Dr. Sdimid (Frankfurt) 
Kühn (Bonn) 

Dr. Schneider (Lollar) 
Dr. Bechert 
Brand (Remscheid) 
Dr. Burgbacher 
Corterier 
Dr. Elbrächter 
Frau Engländer 
Erler 

Frau Fries e-Kom 
Frau Geisendörfer 
Giencke 
Hom 
Hulh 

Frau Keilhack 


Kraft 

Kühlthau 

Leonhard 

Dr. Baron Manteuffel-Szoege 
Matthes 
Matzner 
Dr. Mommer 
Paul 
Peters 

Dr. h. c. Pferdmenges 
Dr. Preiß 
Frau Renger 
Frau Rösch 
Frau Schanzenbach 
Schütz (München) 

Stingl 

Winkelheide 
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Begründung 


A. Allgemeines | 

Der vorliegende Gesetzentwurf, von 34 Abgeord- i 
neten des Deutschen Bundestages stellvertretend | 
für viele andere Mitglieder des Bundestages ein- 
gebracht, wird begründet wie folgt: 

1. Der Antrag geht von dem Grundgedanken des 
Artikels 48 Abs. 3 GG aus. Die Unabhängigkeit 
eines Abgeordneten wird nicht nur durch die ^ 
während der Mitgliedschaft im Bundestag erhal- ' 
tene Entschädigung gewährleistet. Sie kann 
auch dadurch gefährdet werden, daß für einen 
erheblichen Teil der Mitglieder und deren Hin- 
terbliebene die Altersversorgung nicht ausrei- ' 
chend gesichert ist. 

Eine erhebliche Zahl von Abgeordneten mußte 
ihre Tätigkeit aus gesundheitlichen Gründen, 
insbesondere nach dem Ende einer Wahlperiode, 
aufgeben; eine größere Zahl ist durch Tod aus- 
geschieden. In vielen Fällen ergaben sich für die 
Ausgeschiedenen und ihre Hinterbliebenen 
schwere Härten. 

2. Der vorliegende Gesetzentwurf bedeutet nur 

eine Zusatzversorgung, die auf der in eigener 
Verantwortung zu leistenden Vorsorge für das 
Alter und die Hinterbliebenen aufbaut. Sie soll 
ein Ersatz dafür sein, daß die meisten Mitglie- 
der des Bundestages in fast allen Berufen Ein- 
bußen erleiden, die sich auch auf die Höhe ihrer 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung aus- 
wirken. i 

3. Es muß darauf verwiesen werden, daß die ge- 
setzgebenden Körperschaften vieler Länder eine i 
derartige Vorsorge getroffen haben (Finnland, 
Norwegen, Schweden, Dänemark, England, die 
Niederlande, Belgien, Frankreich, Italien, die 
Vereinigten Staaten von Nordamerika und 
Australien). 

4. Die durch diesen Entwurf vorgesehene zusätz- 
liche Altersversorgung, die sich auf namhafte 
eigene Beiträge stützt, sichert nach Auffassung 
der Antragsteller erst die Unabhängigkeit nach 
Artikel 48 Abs. 3 GG. Sie soll verhindern, daß 
die Abgeordneten nach dem Ausscheiden aus 
dem Bundestag im Alter oder bei Invalidität 
einen unverdienten sozialen Abstieg erleiden. 
Das gilt in besonderem Maße für die Hinterblie- 
benen. Es kann deshalb wohl erwartet werden, 
daß ein großer Teil der Mitglieder des Bundes- 
tages diesen gewichtigen Gründen beitritt und in 
echter Solidarität diesem Gesetzentwurf zu- 
stimmt. 

B. Im einzelnen 

Der jetzt vorliegende Entwurf ändert im Artikel 1 
den Titel des Diätengesetzes vom 27. Mai 1958 wie 
folgt: 

„Gesetz über die Entschädigung sowie über die Al- 
ters-, Invaliditäts- und Hinterbliebenenversorgung 
der Mitglieder des Bundestages". 


Die Bestimmungen des alten Diätengesetzes werden 
übernommen. 

Der § 12 wird gestrichen und statt dessen darauf 
hingewiesen, daß in den §§ 13 bis 24 den Mitglie- 
dern, den ehemaligen Mitgliedern sowie deren Hin- 
terbliebenen eine Alters-, Invaliditäts- und Hinter- 
bliebenenhilfe gewährt wird. 

§ 13 : Für die Alters-, Invaliditäts- und Hinterbliebe- 
nenhilfe dieses Gesetzes wird den Abgeordneten 
15 V. H. ihrer Aufwandsentschädigung bzw. des 
übcrgangsgeldes monatlich einbehalten. Diese 
Haushaltseinnahmen fließen somit in die Staats- 
kasse. 

§ 14 erklärt, daß die in diesem Gesetz vorgesehene 
Alters-, Invaliditäts- und Hinterbliebenenversor- 
gung freiwillig ist; denn jeder Abgeordnete kann 
innerhalb eines Monats nach Verkündung dieses 
Gesetzes auf Antrag für die laufende Legislatur- 
periode von den Beiträgen befreit werden, wodurch 
er gleichzeitig auf jede spätere Leistung verzichtet. 

§ 15 

Absatz 1: Ein Abgeordneter, der mindestens 96 Mo- 
natsbeiträge geleistet hat, erhält nach der Mandats- 
niederlegung frühestens nach der Übergangsgeld- 
zeit eine Altersrente, wenn er das 65. Lebensjahr 
bereits vollendet hat. Wird das 65. Lebensjahr spä- 
ter erreicht, so beginnt die Altersrente mit dem Er- 
sten des auf die Vollendung des 65. Lebensjahres 
folgenden Monats. 

Absatz 2: Die Altersrente beträgt nach 96 Beitrags- 
monaten 40 V. H. der jeweiligen Aufwandsentschä- 
digung. Für je 12 weitere Beitragsmonate erhöht 
sich die Altersrente um 2,5 v. H. bis zur Höchst- 
g'renze von 50 v. H. der jeweiligen Aufwandsent- 
schädigung. 

Absatz 3: Wird ein Altersrentenbezieher wieder 
Mitglied des Bundestages, so wird für die Dauer des 
Diätenbezuges bzw. des Übergangsgeldes die Al- 
tersrentenleistung unterbrochen. Danach wird die 
Altersrente unter Berücksichtigung aller Beitrags- 
monate neu berechnet. 

Absatz 4: Zur Erlangung des Anspruchs auf Alters- 
versorgung wird die Mitgliedschaft im Wirtschafts- 
rat oder Parlamentarischen Rat mitberücksichtigt. 
Eine Leistungssteigerung kann aber dadurch nicht 
erreicht werden. 

§ 16 

Absatz 1 sichert dem Abgeordneten bei Vorliegen 
einer Invalidität eine Invaliditätsrente, sofern diese 
durch ein amtsärztliches Gutachten nachgewiesen ist 
bzw. alle 2 Jahre von einem Amtsarzt neu bestätigt 
wird. 

Absatz 2: Die Invaliditätsrente beträgt mindestens 
40 V. H. der Aufwandsentschädigung, wenn die In- 
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Validität während der Mitgliedschaft zum Bundes- ; 
tag eintritt. ’ j 

Hat ein Mitglied jedoch bereits 96 Monatsbeiträge 
geleistet, so beträgt die Rente 40 v. H. der Auf- I 
Wandsentschädigung. Für jedes weitere Jahr der 
Beitragsleistung erfolgt eine weitere Erhöhung der 
Rente um 2,5 v. H. bis zum Höchstbetrag von 50 v. H. 
Die Zahlungen erfolgen jeweils am Ersten eines 
jeden Monats nach der Auszahlung der letzten Auf- 
wandsentschädigung bzw. des letzten Übergangs- i 
gcldes. 

Absatz 3: Wenn die Invalidität nach der Beendi- 
gung der Mitgliedschaft zum Bundestag eintritt, 
wird eine Rente nur gewährt, wenn 96 Monate Bei- ■ 
tragsleistungen nachgewiesen werden können. Die 
Rente beträgt dann 40 v. H. der Aufwandsentschä- 
digung und erhöht sich für jedes weitere Jahr der 
Beitragsleistung um 2,5 v. H. bis zum Höchstsatz 
von 50 V. H. der Aufwandsentschädigung. 

Absatz 4: Wenn die Invalidität durch einen Unfall 
eingetreten ist, so wird eine Invaliditäts- oder Al- 
tersrente nur gewährt, wenn etwaige aus dem Un- 
fall entstandene Abfindungs- oder Rentenansprüche 
an den Bundestag abgetreten werden. * 

Die Annahme von Abfindungen oder Renten gemäß 
§ 8 — Unfallversicherung auf Grund des Diätenge- 
setzes — - vernichtet die Ansprüche aus § 16 Abs. 2 i 
bzw. 3. 

Bei einer durch einen Unfall eingetretenen Teil- 
invalidität werden die auf Grund der Unfallver- | 
Sicherungsbestimmungen erfolgten Leistungen von ! 
der hier vorgesehenen Invaliditätsrente in Abzug | 
gebracht. i 

Bei Annahme einer Teilabfindung aus einer Unfall- I 
Versicherung wird die monatliche Rente dieses Ge- ‘ 
setzos um den Betrag gekürzt, der dem Mitglied ^ 
monatlich gezahlt würde, wenn es keine Abfindung i 
angenommen hätte. * 

1 

§ 17 bestimmt, daß bei einer rechtskräftigen Ver- ' 

urteilung oder bei Vergehen gegen die demokra- , 

tische Grundordnung die Versorgungsbezüge ge- 
strichen werden können. 

Im § 18 wird zunächst die sinngemäße Anwendung 
der §§ 123 bis 132 sowie §§ 162 und 167 BBG fest- 
gelegt. In diesen Paragraphen wird ausgesprochen, 
daß die Witwen 60 v. H. der Alters- oder Invaliden- 
versorgung beziehen. Das gilt auch für die schuld- 
los geschiedene Ehefrau, wenn ihr ein gesetzlicher i 
Unterhaltsbeitrag zustand. Halbwaisen erhalten ■ 
12 V. H., Vollwaisen 20 v. H. dieser Alters- bzw. In- ^ 


validenversorgung. Außerdem wird durch den § 18 
angegeben, welche Kinder Waisengeld erhalten 
können, was als Höchstgrenze bei verschiedenen 
Hinterbliebenenansprüchen gilt (Ruhebezüge des 
Verstorbenen und die Kürzungsmöglichkeiten bei 
großem Altersunterschied der Ehepartner — ■ über 
20 Jahre). 

Im § 18 Abs. 1 und 2 werden hinsichtlich der Hinter- 
bliebenenbezüge 2 Möglichkeiten unterschieden: 

a) Der Tod des Abgeordneten erfolgt während der 
Mitgliedschaft im Bundestag: Die Hinterbliebe- 
nenbezüge werden ohne Rücksicht auf die Dauer 
der Mitgliedschaft geleistet (Mindestbetrag 
40 V. H. der Aufwandsentschädigung). 

b) Der Tod des Abgeordneten erfolgt nach dem 

Ausscheiden: Hinterbliebenenbezüge werden 

nur gewährt, wenn der Verstorbene Ansprüche 
auf Alters- oder Hinterblicbenenversorgung er- 
langt hat. 

§ 19 gibt die Möglichkeit, daß ausgeschiedene Mit- 
glieder bei Verzicht ihrer evtl, erworbenen An- 
sprüche innerhalb von 5 Jahren 75 v. H. ihrer ge- 
leisteten Beiträge zurückfordern können. Das gilt 
auch für die Hinterbliebenen, bei diesen aber nur, 
wenn keine Ansprüche entstanden waren. 

Im § 20 wird eine Höchstgrenze bei sonstigen Ein- 
nahmen aus öffentlichen Bezügen gesetzt. 

§ 21 sieht vor, daß auf die Ansprüche aus diesem 
Gesetz vorübergehend oder für immer verzichtet 
werden kann. Die Übertragbarkeit ist ausgeschlos- 
sen. 

§ 22 bestimmt, daß dieses Gesetz auch auf die aus- 
geschiedenen Mitglieder der 2. Wahlperiode des 
Bundestages Anwendung findet. Diese und bis zum 
31. Dezember 1961 ausscheidende Mitglieder müs- 
sen mindestens 48 Monatsbeiträge geleistet haben 
oder leisten und im übrigen die sonstigen Voraus- 
setzungen erfüllen. Fehlende Beiträge können auch 
von der zu zahlenden Alters- und Invalidenrente 
so lange abgezogen werden, bis auf diese Weise 
48 Monatsbeiträge eingezahlt sind. Von den Hinter- 
bliebenenbezügen wird nichts mehr einbehalten. 

§ 23 gibt dem Präsidenten die Möglichkeit, im Ein- 
vernehmen mit dem Vorstand Ausführungsbestim- 
mungen zu erlassen. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz soll am 1. Januar 1960 in Kraft treten. 
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